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Antrag 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Anpassung 
der in Artikel 13 Absatz 9 von Anhang VII des Statuts der Beamten 
der Europäischen Gemeinschaften vorgesehenen Sätze der Tagegelder 
für Dienstreisen 
— Drucksache 7/3615 — 


A. Problem 

Die Tagegelder für Dienstreisen von EG-Beamten sollten je 
nach dem Mitgliedstaat, in dem sich der Dienstreiseort befindet, 
um 5 bis 35 v. H. erhöht werden. 


B. Lösung 

Da der Vorschlag weitgehend auf Ablehnung gestoßen ist, will 
die Kommission nunmehr versuchen, wenigstens eine gewisse 
Erhöhung der Reisekosten durchzusetzen. Die Bundesregierung 
wixd sich weiterhin dafür einsetzen, daß — sofern Steigerungen 
der Tagegelder überhaupt vorgenommen werden sollten — 
die Erhöhungen sich in einem vertretbaren Rahmen halten. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht unmittelbar belastet werden. 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Haltung der Bundesregierung zustimmend zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 13. Juni 1975 


Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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